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Kann eine g',mlchmützig win? 

Kann eine Eis enb ahn-Aktienges,ellschaft 
gemeinnützig sein? 

Von Professor Dr. Dr. Wilhelm B IÖ t t ger. 

1. 
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I , 
Die Satzung einer im Lande Nordrhein"W,estfalen belegenen Eislenbahn"Aktien" 
gesellschaft 'enthält im Hinblick auf von ihr behauptete gemeinnützige Tätig" 
keit folgende Bestimmungen: 
1. DIe Gesellschaft ist ,eine fürsorgerische Einrichtung von Gebietsk,örper", 

schaften unter Führung des Landschaftsv-erhandes. Sie ist geschaffen zum 
Zwecke der vlerkehrsmäßig,en Erschließung und wirtschaftlichen Stützung cnt" 
legener sowie wirtschaftlich wenig begünstigrer Gebiete nach Maßgabe des 
Preußischen ,Eisenbahngesebes vom 3. November 1838 als g'emeinn ü tz ige' 
Ans tal t im Sinne der zu diesem Gesdz lergangenen Königlichen Verord" 
nung vom 24. November 1848 und ,erfüllt von der der Staatsregierung im Jahre 
1895 gegebenen V,erpflichtung, dem Unternehmen den ihm von vomher,ein 
innewohnenden gemeinnützigen Charakter dauernd erhalten und zu sichern. I 

2. Die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke v,erfolgende Tätig" 
keit der Gesellschaft durch den Betrieb von Eisenbahn" und Kraftv'erkehrs" 
linien im Sinne der Gemeinnützigkeitsv,erordnung vom 24. Dezlember 1953 
kommt zudem ganz klar in der Satzung zum Ausdruck, wonach die Gesdb 

,schafter keine Gewinnanteile ,erhalten und auch keine sonstiglen Zuwendung,en. 
Bei der Auflösung der Gesellschaft ,erhalten sie nicht mehr 'als den Nenn" 
betrag ihrer Aktien. Das über das Kapital hinaus etwa vorhandene V'ermög,en 
ist ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu v,erwenden, und zwar für den 
Bau ,oder Betrieb von Eisenbahnen in unerschlosslenen, armen oder not" 
leidenden Gebieten des Tätigk,eitsbereichs der Eis'enbahn"Gesellschaft. ' 
Es bestehen ZWieifel darüber, lOb bei Eisenbahn"Aktiengesellschaften die "Ge" 
meinnützigkeit" im Sinne der V,elJordnung zur Durchführung der §§ 17 bis 19 
des Steueranpassungsgesebes (Gemeinnützigkeitsv,erordnung) vlOm 24. Dezem" 
ber 1953 ,anerkannt werden kann. 

II. \ 

Nach dem im wesentlichen übereinstimmenden W,ortlaut steuerg,esetzlicher Vor:< 
schriften, SIO insheslOn:del'e des § 4 Abs. 1 Ziff.6 des K'örperschaftssteuergesetzles, 
§ 3 Abs. 1 Ziff.6 des Vermögenssteuergesetzes, § 3 Ziff. 6 des GeWierhesteuer" 
gesetz'es, § i8 Abs. 1 Nr.14 Ides Lastenausgleichsgesetz<es, sind von der 
hefr-eit K'öxperschaften, P,ersonenv,ereinigungen und V,ermögensmassen, die nach 
der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung und nach ihl'ertatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnütziger.. 
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I 
'Oder mildtätigen Zwecken dienen. Unterhalten sie ,einen wirtschaftlichen Ge" 
schäftsbetrieb, der über den Rahmen 'einer' Vermägensverwaltung hinausgeht, so 
sind sie insoweit steuerpflichtig 1). . 
Welche Zwecke als gemeinnützig, mildtätig 'Oder kirchlich anzusehen sind, ist 
ursprünglich in den §§ 17 bis 19 des Steueranpassungsgesdz,es vlom 16. Oktober 
1934 (RGBl. I S.925) einheitlich für ,aUe Steuergesetze gesagt. 
Die Gemeinnützigkeitsv,erordnung v'Om 24. Dezember 1953 dient der Durch" 
führung der §§ 17 bis 19 des Steueranpassungsgesebes 2). Si,e stützt sich auf den 
§ 19a des Steueranpassungsgesdz,es in der Fassung des Gesetz:es zur A,enderung 
v,on einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
11. Juli 1953 (RGBl. I, S.511). Durch diesen § 19a wird die Bundesregierung 
ermächtigt, durch R,echtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates dLe Be" 
griffe "gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke" im Sinne der §§ 17 
und 19 und die Voraussetzungen der damit verbundenen v,ergünstigungen näher 
zu bestimmen. Die amtliche Begründung zu dem Entwurf dies,er jetzt gültigen 
Gemeinnützigkeitsv,erordnung sagt, daß die Gemeinnützigkeitsverordnung nach 
Inhalt und Form lange umstritten war; ,es wurden s'Ogar <einzelne ihrer Vor" 
schriften als rechtsunwirksam bezeichnet 3). Auf Grund der k'Onkurrierenden 
Gesetzgebungsbefugnis . des Bundes ist nunmehr einheitlich für den Geltungs" 
berdch des Grundgesdz'es die aUseitig als 'erforderlich anerkannte Neufassung 
der Gemeinnützigkeitsverordnung möglich geworden 4). 

III. 
Der Anwendungsbereich der vorstehend aufgeführten RIechtsvorschriften kann 
nunmehr .im Hinblick auf die vorlIegende ThemasteUung abgegrenzt werden. 
1. Eine Gemeinnützigkeit liegt dann nicht vor, wenn dne Tätigkeit in erster 

Linie dgene wirtschaftliche Zweck'e, z. B. gewerbliche Zwecke 'Oder sonstige 
Erwerbszwecke, verfolgt. Auch der Umstand, daß die Erträge eines Unter" 
nehmens einer Körperschaft des öffentlichen R'echts (dem Bund, einer Ge" 
meinde 'Oder einem Gemeindeverband) zufHeßen, bedeutet für sich allein noch 
keine unmittelbare Förderung der Allgemeinheit. 

1) "V 0iterc . Einzellwiten bei S Le·i:1l11nardiL: Das· sLeuerlidlC Gcmc,inllützigkoilsrecht. Heid"li>rrg 
1954, S. 31. 
:I) V.ordem galt GemeillnüL1Jiglkcitsverordmmg vom 16. De21cmber 1941 (Reichsmi:ni's'lerialhlalt 
S. 299, Re·ichsstcuerhlatt S .. 397). Di.c §§ 17 bis 19 des Sooueranpassungsgeootws über die Gcmein-
llützigkeitsverordllung gahell dann in der Fas!!ung c.1& AnJage 1 dDr VDrordnung zur AenJorling 
der Ersten Verordnung zur Durchführung dcs KörperschaftsoouergeSCllzes vom 16. OkLobcr 194R 
(Gesctzblatt ,der VDrwalLung des Vereiniglcn Wirlschuftsgcbielcs 1948, S. 181). 
3) V gl. Urteil des FinanzgeriochtshoIcs in München vom 25. Februar 1950 - I 8/40 - S 
(BunJßsst(mcrlJlatt 1951, Tcil I, S. 4(2), in dem €nlschj'cden wird, daß dUß Begriffsoostimmung 
d()s wktsdtaftlichen ,in der Gcmc!innützigkcillsv€TOrdnung mit der des Körper-
&chuflsLeucrgc9dt2lCs und Vo,nschriflcn undeilXlr GOSClLxe nicht in Einklang sl ... ht 

, und somit die VorSlchriftün des § 7 ALs. 1, 3 und dl1S § 8 der Gemeinnützigkeilsverortlnung rechls-
unwirksam sind. 
1) Di'O frühere V'erwultung für Finanwn des Vere1inligLc.ll Wi'rLsichafLsgebiebcs halte, da dem <>1,<)-
maligen des "Virwdluflsgcbi,etes eine Gcsützgebungsbcfu·gnis auf 
Gobict nicht ziJ.,;tund, den Obers'OOIl Frnunzbchördml der Länder durch ein Rundschreiben vom 
15. September 1949, betrWfc.nd Durchführung der Gemcinnützi'ß\lwitl.svCl'orclnung (Ministm'ialblatt 
ues BU'llIdesminisoorrums der Finunwn 1949/50 Nr. 183) die ßeacJltung bestimmtor 
empfohlon, um ,im des beo;Lchenden eine mögHchst vc·roinfachtc und gleich-
mäßige Durchfüihrang der Gemuinnützigkeitsvcrordnung sicherzustellen und eine Klärung wl.>uig-
stens der dringendsten Zwcifelsfragen zu erreichen.' 
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2. Steuerbegünstigte Zwecke werden nur dann ,anerkannt, wenn si,e von dner 
Körperschaft aus. s chi i e ß li c hund u n mit t ,e I bar v,erfolgt, durch die 
Satzung vorgeschrlehen und durch die tatsächliche Geschäftsfühnmg v,erwirk" 
licht werden. Ausschließlichkeit bedeutet, daß keine anderen als steuer" 
begünstigte Zwecke - ,einzdn 'Oder nebeneinander - verfolgt werden. Un" 
mittelbar heißt, daß die Vmaussetzungen für ste:uerliche V'ergünstigunge:n, 
nicht erfüllt sind, wenn die zu begünstigenden Zwecke nur mittelbar ver::: 
wirklicht werden, d. h. also, daß Körperschaft den steuerbegünstigten Zweck 
entweder selbst (oder unter gewissen Voraussetzungen durch Hilfsmgani::: 
sationen) verwirklicht. Die sonstigen Voraussetzungen, dk bei Körperschaften 
erfüllt sein müssen, um in den Genuß der Steuer begünstigung zu kommen, 
sind folgende: 
a) Etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet 

werden. 
b) Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im ,Sinne di'eser Verordnung) 

dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch 
keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der K'örperschaft erhalten. 

c) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Aufhebung der 
K,örperschaft nicht mehr als ihr·e Kapitalanteile !zurück,erhalten und den 
gemein,en Wert ihTier geleisteten Sacheinlagen. 

cl) Die K,örperschaft darf keine P.erson durch Verwaltungsausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fr·emd sind, oder durch' unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigen. 

e) Bd' Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wlegfall ihres 
bis:herigen Zweckes darf das V,ermögen der Körperschaft, soweit es .die 
eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder übersteigt, nur für' steuer" 
begünstigte Zwecke verwendet werden (Grundsatz der V,ermögensbindung). 

f) Die Körperschaft darf ihre Erträge ganz oder teilweise. einer Rücklage zu; 
führen, wann und solange dies ,erforderlich ist, um ihr,e steuerbegünstigtcn 
satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig 'erfüllen zu können. 

g) Es ist nicht gesagt, daß Körperschaft keinen Gewinn erstreben darf. In 
einem solchen Falle muß aber bestimmt werden, daß etwaige Gewinne nur 
für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden dürfen. 

Das Kernstück der V,erordnung bilden die Vorschriften über den wirtschaft" 
lichen Geschäftsbetrieb .. Hternach ist dn wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ,eine 
selbständige nachhaltige Tätigkeit, durch die Einnahmen oder andere wirt" 
schaftliehe Vorteile erzielt werden und die über den Rahmen dner V,ermögens" 
verwaltung (z. B. verzinsliche Anlage von Kapitalv,ermögen, Vermietung oder 
Verpachtung von unbeweglichem V,ermögen) hinausgeht. Die Absicht der 
Gewinnerzielung ist nicht ·erforderlich. Eine steuerbegünstigte Körperschaft 
ist in solchem Falle lediglich mit den Werten (V,ermög,en 'und Einkünften), 
die zu diesen Betrieben gehören, steuerpflichtig. Die steuerbegünstigte Körper" 
schaft kann aber auch mit dem wirtschaftlichen Geschäftshetdeb identisch sein. 
Sie ist .aber mit den W,erten, die zu einem wirtschaftlichen Geschäftsbereich 
gehören, nur dann. nicht steuerpflichtig, wenn der wirtschaftliche GeschäftS:' 
betrieb in seiner Gesamtrichtung dazu di'ent, die steuerbegünstigf.en satzungs,: 
mäßigen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen und wenn diese Zwecke 

, , 
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nur durcn sie 'erl1eicht werden können (steuerlich unschädlicher 
betrieb). Zu den steuerhefrdten wirtschaftlichen Geschäftsbetri,ehen zählen 
unter ,anderem Einrichtungen der WiohlfahrtspfLege, die in besonderem Maße 
bedürftigen IÜder minderbemittelten P,ersonen dienen. Inhalt der Wtohlfahrts" 
pflege ist der Dienst am allgemeinen WlÜhl und nicht Ider Erwerb. Unter 
den in der Yterordnung ,aufgeführten BeispieLen für steuerlich unschädliche 
Geschäftsbetriebe befinden sich neben den Einrichtungen der W.ohlfahrts" 
pflege ,aller Art auch kulturelle Einrichtungen und ,Vteranstaltungen, soweit die 
,erhobenen Entgdte dite Unkosten der Einrichtung oder Yteranstaltung höch" 
steri.s decken ,oder nur wenig überschreiten. GLeiches gilt von sportlichen Y,er" 
,anstaltungen oder geselligen Yteranstaltungen teines steuer begünstigten Ver,cins. 
Es handelt sich hierbei aber nicht um dne ,erschtöpfende lAuf" 
zäh I ung. 

Ir. 
Die Ueberlegung, ob die Anwendbarkeit der Gemeinnützigkeitsverordnung auf 
Eisenbahn"Aktiengesellschaften zulässig ist, muß von Fteststellungen 
ausgehen: . 
1. Bei der Erteilung ,einer Konz'ession nach dem Pr,eußischen. Gesetz 'über die 

Eisenbahnunternehmungen vom 3. Nov,ember 1838 handelte 'es sich' anfänglich 
nur um 'eine Zulassung zu <einem an und für sich der privaten Tätigkeit zU<" 
kommenden Betrieb, also um ,eine Gewerbeerlaubnis, nicht um d1e ,y,erleihung 
'einer hoheitlichen Befugnis zur Wahrnehmung ,einer öHentlichen Aufgabe &). 
Es mag dahingestellt s,ein, wann der \Vande! in der ,Rechts auffassung von 
der älteren ,gewerberechtlichen Grundlage der Eisenbahnkonz'essl0n 6) ZU" 

. gunsten 'einer stärker'en Hervorhebung der Uebertragung dnes Stückes öffent,: 
licher V,erwaltungeingetreten ist. Der Art. 89 der Wdmar'er Reichsverfassung 
hatte dn hoheitliches Eis·enbahmecht ausschließlich des Reiches fürdk'Bahnen 
des allgemeinen V,erkenrs 7) geschaHen. Nunmehr wurde dem Eisenbahn,: 
unternehmer mit der V,erleihung des R,echts zum Betrieb dner Eisenbahn ein 
Stück ,öffentlicher Ytel'Wlaltung übertragen. Nicht im Namen des 
sondern aus 'eig,en.em R,echt undineig'eutem Nam!en,also.mchtnn 
Namen des Staates soll der Private d1e Bahn bauen und betl1eihen. Dieses Recht 
ist dn Privileg, ,eine auf dem freien Willen des Staates beruhende Gunst,: 
el'Wleisung, die nach preußischem R'echt in der Ktonz,ession ihren Ausdruck 
findet. K,ennzeichnend hi:erbei ist also, daß eine juristisch,e Pterson des' Pr i v a t" 
re ch t5 (solche Uebertragung ist auch auf Privatpersonen oder 

6) Bei don dachte man vornehmLioh an diü Form"oilllcr . .Pcr:oIl 
(u:ingl'tragocner V,ereLn) oder an Jüo Form einer Handelsge:sellschaft. war. es emc 
zum Zwec1,e der E.lllenhahngrÜnJung zus'ummcil1getl'cteno Persolllcnmehrhett, c]no 1m 

Ilogtenunnbe Gelegl'nlteDtsgestoHschaft. (E g CI r,: Eiscnbahnrcoht im Deutschen und 
[oll. Pr{lUßen, Loipzig '1910, S. 29.) F'crner B ö ,t t ger: Um bm' Verrkehrs-
unLernehmungten. Inbernubionales Arooiv für Vorkehrswesen, JohrgllJIlJg 1955, S. 126. . 

Die Gewerbefreiheit ist houLe für d'en Bereich des E..is.e'Ilbahn\VIcsens ausgeschlossen (§ 6 der 
Gewerbeordnung). 
7) Bahnen des allgoeme-incll Verkdu'S waren. dem öHenllichen, ühe'rörtLichen Verkdhr ,Hencmlcn 

und NcbenoDsenbaihnon (häufig audl Großballmcn g·cnannt). Im dazu wareIl 
des nLc1itallgemeioon Verkdlrs Bahnen minderer Bedeutung, dve dem örtLIChen 

dl'entell und als "K1e,inbalhncn" wurden. Das heutig<3 Eisenbahnrocht kennt ,11,,5<' 
Unters.cheidung nkht mehr. . 

( 

. 
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Organisationen des Privatrechts möglich) durch den in öffent" 
Form getätigten Y,erleiht,tngsakt mit ,einer Reihe von öffent" ' 

&echten und Pflichten ,ausgestattet wird, um die ordnungsmäßig'e 
Fuhrung des Unternehmens zu sichern. Hierzu "gehören das Betrlebsrecht 
u?d die Betriebspflicht, das Enteignungsrecht, die Ausübung der' P,olizeigewalt, 
dIe Anstaltssatzung und ,"ordnung,' Schutz des Schienenweges als öffentliche 
Sache, Schutz vor Pfändung durch Private, Eigentumsbeschränkung für den 
Nachbarn, die Beförderungspflicht, die PlQstheförclerungspflicht usw. Diese 

Unternehmen sind mithin inslQweit als Hoheitsträger anzus,ehen 8). 
Elh in solcher Wdse mit öffentlichen Funktionen BeHehener behält.aber soeine 
Eigenschaft als Privatrechtssubjekt. ' 
Der Betr1eb dner öffentlichen Eisenbahn in Privafrechtsform macht die Eisen" 
ba'hn"Gesellschaft zum Träger !Öffentlicher Y'erwaltung. Sie ist zum Betdeb 
einer Eis,enbahn in öffentlicher Anstaltsform berufen (die dne rein technische 
Bedeutung hat, zumal die ,eigentliche Y,erwaltung nicht zu ihren notwendigen 
ZWlecken gehört), ohne daß sie damit zur juristischen Person des öffentlichen 
Rechts (rechtsfähige ·öffentliche Anstalt) ,erhoben wird. Es ,entsteht durch den 
Verleihungsakt zwar ,eine rechtsfähige öffentliche Yerw.altung, auf die sich, 
und das ist charakteristisch, der Staat eine positive Einwirkung vorhe11ält. 
Der f,ehlen ,aber wiederum Kennzeichen' der 
echten öffentlich"r,echtlichren Anstalt (,es gibt nur solche, da das BGB und die 
priv,atrechtli'chen Nehengesdze l'echtsfähige Anstalten des Privatrechts nicht 
kennen). Eine Eisenbahngesdlschaft dieser Art hat ;nicht das R,echt der 
Autonomie, d. h. die Rechtssetzungsbefugnis. Bei <einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts ist ferner Voraussetzung, daß si-e kraft positiver Gesetzesbestimmung 
mitRechtspersönlichkeit ausgestattet ist. Durch Gesetz können a:uß,er dem Staat 
weiter,e Personen 'des öffentlichen Rechts ,errichtet weriden. Juristische Poet" 
sonen des öffentlichen Rechts können mäglicherw,eise auch stillschweigend 
entstehen, aber das sind Seltenheiten. Regel bildet die förmlich genehmigte 
juristische Person des .öffentlichen R'echts 9). 

2. Im § 3 des Eisenhahngesebes von 1838 ist gesagt, daß das Statut der Eisenbahn;. '1 

gesellschaft zur 1a n cl e sh ,e:rr li eh 'en Be s t ä tigu n g <einzureichen, ist, 
sobald der Bauplan im wesentlichen festgestellt worden ist. Die Bestätigung 
des Statuts soll sodann in der Gesetzessammlung - geändert in "Amtsblatt" 
durch § 1 Nr.5 des Gesetzes vom 10. April 1872, G. S. 357 '- veröffentfi.cht 
werden. Mittds der Bestätigung des Statuts durch den Lanclesherrn bzw. das 
Staatsministerium werden der Ges,ellschaft die Rechte dner Korporafi.on er" 
teilt, ,aber nicht .eines Hilfsorgans des Staates im Sinne des ALR II 10 § 6910). 
Das geht auch daraus hervor, daß die Bedienstet'en der privaten Eisenbahn" 
gesellschaft keine Staatsheamten sind (vgl. dazu auch das Urteil des pl'eußischen 
Oberv.erw.altungsgerichts - OVG 2, 175, das sich insbeslondere mit den Eigen" 
schaften der Bahnpolizeiheamten dner privaten Eisenbahnges<ellschaft befaßt), 
Diese Bediensteten nehmen neben ihrer sonstigen Wirksamkeit für die 
seIlschaft auch die Funktionen der Bahnpolizd wahr. Es sind ilmen auchbe" 
züglich dieser Seite ihrer Tätigkeit zweifellos d1e R.echte der mittelbaren Staats"" 
beamten >eingeräumt. Aber nach dem Gesamtcharakter ihrer ·dknstlichen 

8) 'l'u r () g g: Lohrbuch des ·VN"IvÜlungsr<x:hts. 2. AufJago. BerIin 1954. S. 87.' 
9) J 0 11 ri II 0 k: V'l'rWaUui1gs'I1coht. 3. Auf1\1ge. Oklcnburg 1948, S. 177. 
10) lll,i n g _ K a u't z: IIanuwdh für Verwal:!:ung und/Wil'l.sdJaft, 3. Ban·J; Berlin 1932, S.817. 

l " 

\ . 
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/ Stellung sind sie nicht mittelbare Staatsbeamte, sondern Angestellte einer 
Priv,atgesellschaft. Aenderungen des Statuts bedürfen ,ebenfalls der Hestäti" 
gung durch den Landesherrn bzw. das Staatsministerium. Untergeordnete 
Statutänderungen konnten jedoch v,om Ministerium für Handel und Gewerbe 
genehmigt werden (Allerh. Erl. 27. Mai 1872) 11). 
Nach ALR II 6 § 25 kommen aber die Rechte von Korporationen :nur solchen 
vom Staate genehmigten Gesellschaften zu, die sich zu dnem f 0 r t d aue r n " 
den g 'e m ,e i n n ü t z i g ,e n Z we c k ,e verbunden haben. Diese V:arschrift 
galt nach dem ALR für aUe Korporat1onen des privaten wie des öffentlichen 

,Rechts (ausgenommen Gesellschaft:en, welche ausschHeßlich V!ermögenszwecke 
verEolgen, die unter Titel 17 T,eil I fielen). Auch in dem Preußischen R,egulativ, 

I die Eisenbahnkommissariate betreHend, vom 24. November 1848 (Mbl. f. d. 
ges. i. V,erw. S.390) istim ,Zusammenhang mit der F'eststellung des Geschäfts" 
bereichs der Eisenbahnkommissarien. (§ 46 des Eisenbahngesetz,es von 1838) 
bestimmt, daß hierzu die Wahrung der Interessen der Eisenbahnunternehmun" 
gen als ge m ,e i n n ü t z i ge Anstalten gehört. 
An diesem Zustand hat sich' durch die in späteren R ,e ich s gesetzen (vom 
11. Juni 1870 und 18. Juli 1884) erfolgte Neul'egelung'des R'echts Aktien" 
gesellschaften nichts geändert. Nunmehr mußte der Eintragung einer Eisen" 
bahu"Aktiengesdlschaft in das Handelsr,egister die landesherrliche Bestätigung 
des Statuts und die Erlangung der Genehmigungsurkunde vlarausgehen. In den 
Motivlen heißt es wörtlich: "Daß Vorschriften, welche die Genehmigung des 
Gegenstandes der Gesellschaft ,oder d1eetwa denselben Privilegien und das in 
Verbindung h i le r mit stehende Aufsichtsriecht ,angehen, I durch den san" 
stigen Inhalt des G,esetzes nicht aufgehoben werden, müßte schon als selbst" 
verständlich anzusehen sein." 12) Die Eis,enbahn"Aktiengesellschaft wird nach 
Einführung dieser Rdchsges.etze ',wirksam nach erEolgter Eintragung in das 
Handelsregister. Sieerlangtiaber mit der Bestätigung des Statuts - also schon 
vor der Eintragung in das Handelsr,egister - die Rechte einer Korporation 
oder anonymen Gesellschaft (§ 3 des Eisenbahngesetzes von 1838). 

Die Gemeinnützigkeit einer Eisenbahn"Aktiengesdlschaft ist mithin von dem 
Augenblick an, kraft gesetzlicher Bestimmung, anzuerkennen, so die landes" 
herrliche Bestätigung des Statuts vorHegt. Die Aktiengesellschaft selbst ent" 
steht erst nach der Eintragung in das Handelsregister. 

Es ist nun noch' zu klären, wie sich die Rechtslage nach Einführung des BGB 
gestaltet hat, nachdem im Art. 55 des Einführungsgesetz1es zum BGB vom 
18. August 1896 gesagt ist, daß die privatrechtlichen Vorschriften, der Landes" 
gesetze außer Kraft treten, soweit nicht das BGB selbst oder das Einführungs" 
gesdz zum BGB ein anderes bestimmt. 

1l) Illing-Kautz: a.a.O. 8.817; ferner vom 15. August 1921, bott'. anderweilige 
Regelung d{lr ruuf Ge/setz b{lruijHmden Zuständig'kdt des Min1istürs dcr öffenllidl'8n Arl;clitt!1l 
(G. 8.487). . 
12) E ger: IIandbuc1h dc'S' Eisenha.JlIlI'Cchls, erster Band, 1889, S. 139. 
Anmerkung des V{lrf{l,ssers: Zu dt!n Gegenständml des Unt{lrnehmens zählen z. D. die regionahm 
Grenzen des Bau- ,und Im Gegensatz dnzu 
steht di,c Gesellschaftsform, mit d,)r das tll das wirlsdlUHLidm Lobon trin. , Nur die 
Prüfung des forrncl1cn GcseHsdhaftsycrtragcs wurde auf den IIandelsregisterrichtcr übergeleitet. 
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Nadl § 82 EinfG BGB bleiben unberührt die Vmschriften der Landesgesetze 
über die V·erfassung solcher y,el'eine 13), deren R,echtsfähigkeit auf staatlicher 
Verleihung beruht, und zwar nur insoweit, als dies·en Ver.einen vor dem 
1. Januar 1900 die Eigenschaft >einer Korpüratiün verliehen wurde, unbeschadet 
Ihrer sünstigen Stellung als juristischer Person H). 

Y. 
1. Es muß nun geprüft werden, ob Inl1alt und Begriff der Gemeinnützigkeit 

einst wie heute ,eindeutig feststehen. In ,einer älteren Ausgabe des Handwörter", 
buchs der Staatswiss·enschaften 15) wird die "Gemeinnützigkeit" im Rahmen 
eines Artikels über den "Gemeinsinn" als ein TICiI der Neubildungen bezeich", 
net, welche das 18. Jahrhundert der Folgezeit übermittelt hat. Der Gemeinsinn 
in Gestalt der Gemeinnützigkeit wird als dn wichtig,er Faktor des ,öffentlichen 
Lebens bezeichnet, dess,en Wirksamkeit die kümmunale und staatliche Ord", 
nung und Zwangs gewalt gekräftigt :und inhaltlich berdchert hat. Dabei wird 
.unter Gemeinsinn zunächst einmal Jene Hingabe an eine k1einel)e oder größere 
Gesamtheit bez'cichnet, wte si'e bei schweren Unfällen, gegenüber Armen und 
Kranken, aber auch im V,ereinsleben, im Gemeindedienst u. s. f. hervQrtritt. 
Es wird dabei auch der Ueberlegung Ausdruck gegeben, einzelne Anstalten 
VQn größerer Allgemeinbedeutung in' die Hand der öffentlichen Verwaltung 
übergehen zu 'lassen, da letzt,ere düch auch berufen ist, .ein höheres Gesamt", 
interesse zu kultivter,en. Es wird di,e Erkenntnis betünt, daß in gewissen Ver", 
hältnissen di,e persönlich'en Intel'essen zurücKzutrden haben. Besonders aber 
hat der Gemeinsinn da u 'e r n deO r ga n isa ti '0 n e n v 10 n S'o Z i ale m 
eh ara k te r geschaffen. 
Demg,egenüber ist di,e Gemeinwirtschaft <etwas anderes. Aus der Summe wirt", 
schaftlieher Erscheinungen lassen sich' g,ewisse Gruppen vün Funktiünen lüs'" 
l,ösen, welclle nicht dem Einzdhaushalt nüch dem W,ettbewerb der Einzel", 
wirtschaft überlassen sind, sündern v'On der Gesamtheit übern'Ommen werden. 
Im Einzelfalle können ökünomische Gründe mitspl'echen, weil der einz,elne 
gar nicht ,'Oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu sorg·en vermag. 
Eine sülcHe Gemeinwirtschaft hat zwar überall bestanden, aher stets Foml 
und Ziel gewechselt, so daß alle Müdalitäten von der vollen Unentgeltlichkoeit 
der Einzelleistung bis zur starken Finanzquelle der öffentlichen Wirtschaft 
vertreten sind. Das alles aber ist bei dem, was mit "Gemeinnützigkeit" 
zeichnet wird, undenkbar. 

2. Der Geltungshereich der Gemeinwirtschaft für das Verkehrswesen ist 
schaftlich ausführlich behandelt. NQch kürzlich hat M'Ü s t 16) unter Anführung 
zahlreicher fachwiss,enschaftlicher Autol'len'dem Pl.'oblem breite Beachtung ge, 
schenkt. Die vürliegende Darstellung beschränkt sich bewußt auf ,e i 11 e n 
Faktor: die Untlerschj'edlichkeit der Gemeinwirtschaft v'On der 
Ge me i n n ü t z i g k ei t der Verk,ehrsdienste aufzuklär,en. 

13) Di,e i'sl jll'l·isl:i,sClw Poersoll, und zwar rcchlsfllhiger Vorei'll im Shmc des 13GB. 
Siehe ·auch G 00 I dlSJdl rn i!: IIa:ndkommmlar Will IIGB, Münsle,r 1!J29, S,. 281. 
H) Vgl. auch HGZ 131, 244 und Pr. AusfGcs z. 13GB Art. 89. 
15) Jena 1[109. Vim'wr Band, Dritl.<), Auflage, S. G43. • 
16) Soziale und Verkehr. SchriHenrc'ihe des llulldesminiswrs für Verkehr. IIdl U, 
BidcIdd 1%4. S. 135. 
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a) Bei iden .gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsdiensten nandelt es sich in erster 
Linie um die Bedürfnishefriedigung der Allgemeinheit, bei den einzelwirt", 
schaftlichen Y,erkehrsdiensten steht das Gewinnstreben v,orn an. Die ge" 
meinwirtschaftlichen Y,erkehrsdLenste werden gew,öhnlich betreut v,on den 
'öffentlichen Y,erkehrsunternehmungen 17). ,w'enn die Eigentümer des 
Kapitals der !Öffentlichen Verkehrsunternehmungen auf Einkommen aus 
diesem Kapital aus übergeordneten volkswirtschaftlichen Gründen 'Oder 
durch die Y,erhältnisse gezwungen zum Teil 'Oder ganz verzichten, dann 
bleibt trotzdem di,e Unternehmertätigkeit aufrecht ,erhalten. Es wäre aber 
irrig, nun etwa die Bundesbahn 'oder andere :öffentliche Eisenbahnunter" 
nehmungen vollends in die Kategorie der am Kapitalbetrag 
zu verweis,en. Yi,elmehr wär,e 'es durchaus denkbar, hier dem ,Ertragsstrehcn 
eine stärk'ere Ausgangsstellung einzuräumen. 

b) Gemeinhin wird im Y'erwaltungsrecht dem Begriff des ,eigennützigen 
(priv,aten IOder fiskalisch:en) Zweckes der des gemeinnützigen (dem 
:wohl dienenden) gegenübergestellt. Dabei ist les unerheblich, wer Eigen" 
tümer leiner Sache ist. Es kommt lediglich auf die private 'Oder öffentliche 
Zweckbestimmung an 18). DIent dne Sache dem Gemeinwohl, sü ist sie dne 
"öffentliche Sache" im Sinne des Y'erwaltungsrechts und unterliegt öffenb: 
lich..rechtlicher Ordnung. Es ist die <Öffentliche Gewalt des Staates, die 
regelnd und g,estaltend tätig wird (Aufsichtsl1echt). 
Verwaltungsrechtlich wird mithin der gemeinnützige Zweck gleich'gesdzt 
mit ,dem Dienst.am Gemeinwohl. Nicht an'ders zu v'erstehen ist wühl auch 
die Bemerkung bei Hau s t le in", M a y ,e r 10), w,enn hier kaufmännische 
Erfolgswirtschaft und gemeinnützig,e Zielsetiung v,erbunden werden. Das 
privatwirtschaftliche Denken süll dort beendet sein, wü die Interessen der 
deutschen Volkswirtschaft gewahrt werden Die gemeinnützigen 
Aufgaben haben den Y,orrang vor der kaufmännischen Erfolgswirtschaft. 
Es dürfen keine Gewinne angestrebt werden, wenn damit den Belangen der 
Gesamtwirtschaft (!) widersprochen wird. ' , 

c) Die Gemeinwirtschaft ist dne WirtschaftswlCise zur Bedürfnishefriedigung 
einer Gesamtheit, lOhne daß im Einzelfalle auf das Gewinnstreben v'erzichtet 
zu werden braucht, wenn ,es auch nicht als primäl1er Faktor der Wirtschafts" 
tätigkeit gilt. Die Y,erw'endung d,es .aus solch',er Tätigkdt er" 
z i 'Cl t enGe w i n n ,e s ist gewöhnlich in das fr eie B 'Cl i e b 'e n des 
U n te r n 'e h m ,e r s gestellt. 
Demgegenüher ist hei der Auslegung des Begriffs der Gemeinnützigkeit 
im VerkehrswIesen dav,on auszugehen, daß zwar die Rechtsquellen wieder", 
holt den Begriff der Gemeinnützighit verwenden, ,ohne daß indes zum 
Ausdruck kommt, welche Vüraussdzunglen im Einz'elfal1 
erfüllt sein müssen, um auch von Rechts w'eg,en die An" 
er k 'e n nun g d ,e r Ge m <Ci n n, Ü tz i g k <Ci t zu sie her n. 

17) Eirenbahnen sind Unternehmungen, die "nach ihrer Zweckbestimmung jedermann 
zur P,or.soonen- oder GÜlte.beförderung benutzen kann' (§ 2 des Allgemeinen Eisenbahngesül7.cs' 
vom 29. März 1951). 
18) Gi '0 so: Die als Gegenstand der llundeskompctcnz. Schriftenreihe des 
llundosminisbers für Verkehr. Hoft 8. lliolefeld 1955, S. 7. 
19) .mit kurzen Erläuterungon. Köln' und Darmstaut 1952. S.14 unu S.28. 
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d) Das Kriterium ist vielmehr darinzu sehen, daß zwa.r a.uch bei Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit dn Gewinnstreben möglich ist. Aber dieser etwaige . 
Gewinn soll reserviert bleiben für die gemeinnützig>e satzungsgemäße Ver .. 
wendung 'entweder betriebsgebunden im ,eigenen Hause 'Oder für andere 
steuerbegünstigte Körperschaften, Anstalten und Stiftungen ,oder 'eine mit 
sozialen Aufgaben besonders betraute öHentliche V'erwaltung. Es muß 
durch entsprechende Bestimmungen des Statuts dafür gesorgt werden, daß 
diese Zweckbindung von Gewinnanteilen gesichert bleibt. 

VI. 
Für die Anerk,ennung der Gemeinnützigkeit ist nicht in 'erster Linie die juristische 
Borm der Eisenbahnunternehmung ,entscheidend. Die hierfür geltenden Rechts .. 
formen sind anpassungsfähig genug, um die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
zu sichern. (Damit soll nicht, gesagt sein, daß der bestehende R,echtszustand ein 
absolut befriedigender ist 20).) Es kommt vielmehr vordringlich darauf an, den 
Begriff der Gemeinnützigkeit scharf zu Eormulieren und die Zulässigkeit seiner 
Anw·endbarkeit auf Ei$lenbahnges,ellschaften (und bei Erfüllung der Voraus .. 
sagungen auch' auf andere Verkehrsunternehmungen) in den >einschlägigen Ge .. 
setz'en klar zum Ausdruck zu bringen. 
Im v'Ürliegenden Falle hat die besagte Eisenbahn .. Aktiengesdlschaft in ihrer 
Satzung ganz eindeutig ihren Willen zum Ausdruck gebracht (vgl. Kap. I), daß 
sie ausschließlich gemeinnützig tätig sein will. Die sich darauf beziehenden Vor .. 
schriften der Satzung 'stehen durchaus in Einklang mit der Sinnrichtung der 
Gemeinnützigkeitsvel'ordnung. Die Prüfung der l'echtlichen und wirtschaft.. 
lichen V,oraussetzungen zur Anwendbarkeit des Begriffs der Gemeinnützigkeit auf 
Eisenbahn"Aktiengesellschaften hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, die die 
Anwendung der Gemeinnützigkeitsv,erordnungauf solche Gesellschaften hindern 
könnten. . 

20) Es wj'rd hewußt dumuf vlÜTziohtet, d,i,!) wlÜchschcitigcn Bczieh{mge11, von öffentlkh'!lll und 
privatem nedht im des Eisünhah.U"Cchts, zumal auch hn IIinhli'ck nur die Unlctl'schi,edc 
zwischen öffentlichen und priva,L(}1l !lier auIzu1.cigen. ImmcI,liin sollen wonigswns 
dio Bemühungen Li s :t's um Ctrn neuos sozhdc5 Gcmcunrocllt erwiümt werdon", worunter c,in zwischen 
dem I!rivaLen dem üffontlichcn Hoe;ht liügenJcsr, Hcchtsrc\cll z'! verstehen, ist. 
techmsoher netnobe. 2. Auflago. 1903 unu Encrglcrecht \V"eshadon 1902.· I· ernor 
II a h ,e r: "Der öffentliChe Dionst privater netricbo", nanu 1 der Zeitsohrift "Technik und HechL". 
Darms:tadt 1950, S. 78.) 


